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(2) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Freising und Landshut und der Regierungsbezirke 
Oberbayern und Niederbayern geändert. 

(3) 1 Das Umgliederungsflurstück ist in den 
Veränderungsnachweisen Nr. 219 Gemarkung 
Gammelsdorf des Vermessungsamts Freising und 
Nr.118 Gemarkung Martinszell des Vermessungs­
amts Landshut ausgewiesen. 2Die Veränderungs­
nachweise li egen bei den genannten Vermessungs­
ämtern auf und können von jedermann eingesehen 
werden. 

§5 

Änderung des Gebiets 
der Gemeinden Hörgertshausen und Rudelzhausen, 

Landkreis Freising, 
Regierungsbezirk Oberbayern, und 

der Gemeinde Volkenschwand, Landkreis Kelheim, 
Regierungsbezirk Niederbayern 

(1) In die Gemeinde Hörgertshausen wird aus der 
Gemeinde Volkenschwand das Flurstück 1112/1 der 
Gemarkung Volkenschwand mit einer Fläche von 
130m2 umgegliedert. 

(2) In die Gemeinde Rudelzhausen werden aus 
der Gemeinde Volkenschwand umgegliedert die 
Flurstücke 

der Gemarkung Volkenschwand 
1133/2 
1138 
1138/1 
1148/2 

Fläche in m2 
47 

7647 
90 

515. 

(3) In die Gemeinde Volkenschwand wird aus der 
Gemeinde Hörgertshausen das Flurstück 1060/1 
der Gemarkung Grafendorf mit einer Fläche von 
13Qm2 umgegliedert. 

(4) In die Gemeinde Volkenschwand werden aus 
der Gemeinde Rudelzhausen umgegliedert die 
Flurstücke 

der Gemarkung Grafendorf 
674/3 
766 
766/1 

1119/1 
1120/2 
1120/3 
1121 

Fläche in m2 
80 

8282 
558 
872 
131 
120 
365. 

(5) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Freising und Kelheim und der Regierungsbezirke 
Oberbayern und Niederbayern geändert. 

(6) lDie Umgliederungsflurstücke sind in den 
Veränderungsnachweisen Nrn. 272 und 273 Gemar­
kung Grafendorf des Vermessungsamts Freising 
und Nr. 267 Gemarkung Volkenschwand des Ver­
messungsamts Abensberg ausgewiesen. 2Die Ver­
änderungsnachweise liegen bei den genannten 
Vermessungsämtern auf und können von jeder­
mann eingesehen werden. 

§6 

Änderung des Gebiets 
der Gemeinde Egling a. d. Paar, 
Landkreis Landsberg a. Lech, 

Regierungsbezirk Oberbayern, und 
der Gemeinde Steindorf, 

Landkreis Aichach-Friedberg, 
Regierungsbezirk Schwaben 

(1) In die Gemeinde Egling a. d. Paar werden aus 
der Gemeinde Steindorf umgegliedert die Flur­
stücke 
der Gemarkung Steindorf 
281/1 
330/1 

Fläche in m2 
27 
19. 

(2) In die Gemeinde Steindorf werden aus der Ge­
meinde Egling a. d. Paar umgegliedert die Flur­
stücke 

der Gemarkung Heinrichshofen 
184/1 
277/5 

Fläche in m2 
20 
40. 

(3) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Landsberg a. Lech und Aichach-Friedberg und der 
Regierungsbezirke Oberbayern und Schwaben ge­
ändert. 

(4) IDie Umgliederungsflurstücke sind in den 
Veränderungsnachweisen Nr. 105 Gemarkung 
Heinrichshofen des Vermessungsamts Landsberg 
a. Lech und Nr. 148 Gemarkung Steindorf des Ver­
messungsamts Friedberg ausgewiesen. 2Die Verän­
derungsnachweise liegen bei den genannten Ver­
messungsämtern auf und können von jedermänn 
eingesehen werden. 

§7 

. Änderung des Gebiets 
des Marktes Buchbach, Landkreis Mühldorf a. Inn, 

Regierungsbezirk Oberbayern, und 
der Gemeinde Wurmsham, Landkreis Landshut, 

, Regierungsbezirk Niederbayern 

(1) In den Markt Buchbach wird aus der Gemein­
de Wurmsham das Flurstück 767/5 der Gemarkung 
Pauluszell mit einer Fläche von 320m2 umgeglie­
dert. 

(2) In die Gemeinde Wurmsham werden aus dem 
Markt Buchbach umgegliedert die Flurstücke 
der Gemarkung Ranoldsberg 
343/1 
343/2 
344/1 

Fläche in m2 
565 
160 

6. 
(3) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 

Mühldorf a. Inn und Landshut und der Regierungs­
bezirke Oberbayern und Niederbayern geändert. 

(4) IDie Umgliederungsflurstücke sind in den 
Veränderungs nachweisen Nr. 193 Gemarkung Ra­
noldsberg des Vermessungsamts Mühldorf a. Inn 
und Nr. 260 Gemarkung Pauluszell des Vermes­
sungsamts Landshut ausgewiesen. 2Die Veräpde­
rungsnachweise liegen bei den genannten Vermes­
sungsämtern auf und können von jedermann ein­
gesehen werden. 
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§8 

Änderung des Gebiets 
der Gemeinde Ehekirchen, 

Landkreis Neuburg-Schrobenhausen, 
Regierungsbezirk Oberbayern, und 

des Marktes Pöttmes, 
Landkreis Aichach-Friedberg, 
Regierungsbezirk Schwaben 

(1) In den Markt Pöttmes wird aus der Gemeinde 
Ehekirchen das Flurstück 169/8 der Gemarkung 
Haselbach mit einer Fläche von 532m2 umgeglie­
dert. 

(2) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Neuburg-Schrobenhausen und Aichach-Friedberg 
und der Regierungsbezirke Oberbayern und 
Schwaben geändert. 

(3) IDas Umgliederungsflurstück ist in den Ver­
änderungsnachweisen Nr. 51 Gemarkung Hasel­
bach des Vermessungamts Donauwörth und Nr. 45 
Gemarkung Reicherstein des Vermessungsamts 
Aichach ausgewiesen. 2Die Veränderungsnachwei­
se liegen bei den genannten Vermessungsämtern 
auf und können von jedermann eingesehen werden. 

§9 

Änderung des Gebiets 
der Gemeinde Münchsmünster, 
Landkreis Pfaffenhofen a. d. Ilm, 

Regierungsbezirk Oberbayern, und 
des gemeindefreien Gebiets Dürnbucher Forst, 

Landkreis Kelheim, 
Regierungsbezirk Niederbayern 

(1) In die Gemeinde Münchsmünster werden aus 
dem gemeindefreien Gebiet Dürnbucher Forst um­
gegliedert die Flurstücke 

der Gemarkung Dürnbucher Forst Fläche in m 2 
28/4 150 
44/1 3992 
44~ 1m. 

(2) In das gemeindefreie Gebiet Dürnbucher 
Forst werden aus der Gemeinde Münchsmünster 
umgegliedert die Flurstücke 

der Gemarkung Münchsmünster 
494/1 
533/2 
534/1 
534/2 

Fläche in m 2 
295 

5 
143 
130. 

(3) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Pfaffenhofen a. d. Ilm und Kelheim und der Regie­
rungsbezirke Oberbayern und Niederbayern geän­
dert. 

(4) IDie Umgliederungsflurstücke sind in den 
Veränderungsnachweisen Nr. 37 Gemarkung 
Münchsmünster des Vermessungs amts Pfaffenho­
fen a. d. Ilm und Nr. 115 Gemarkung Dürnbucher 
Forst des Vermessungsamts Abensberg ausgewie­
sen. 2Die Veränderungsnachweise liegen bei den 
genannten Vermessungsämtern auf und können 
von jedermann eingesehen werden. 

§ 10 

Änderung des Gebiets 
der Stadt Berching, Landkreis Neumarkt i. d. OPf., 

Regierungsbezirk Oberpfalz, und 
der Stadt Greding, Landkreis Roth, 

Regierungsbezirk Mittelfranken 

(1) In die Stadt Berching wird aus der Stadt Gre­
ding das Flurstück 246/1 der Gemarkung Herrns­
berg mit einer Fläche von 167 m 2 umgegliedert. 

(2) In die Stadt Greding wird aus der Stadt Ber­
ching das Flurstück 1/5 der Gemarkung Buch mit 
einer Fläche von 25m2 um gegliedert. 

(3) Gleichzeitig wird das Gebiet der Landkreise 
Neumarkt i. d. OPf. und Roth und der Regierungs­
bezirke Oberpfalz und Mittelfranken geändert. 

(4) IDie Umgliederungsflurstücke sind in den 
Veränderungsnachweisen Nr. 3 Gemarkung Buch 
des Vermessungsamts Neumarkt i. d. OPf. und 
Nr.79 Gemarkung Herrnsberg des Vermessungs­
amts Schwabach ausgewiesen. 2Die Veränderungs­
nachweise liegen bei den genannten Vermessungs­
ämtern auf und können von jedermann eingesehen 
werden. 

§1l 

Fortgeltung des Orts-, Kreis- und 
. Bezirksrech ts 

Im jeweiligen Umgliederungsgebiet tritt das 
Recht der abgebenden Gebietskörperschaften au­
ßer Kraft und das Recht der aufnehmenden Ge­
bietskörperschaften in Kraft. 

§ 12 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1987 in Kraft. 

München, den 1. Dezember 1986 

Bayerisches Staatsmini.sterium des Innern 
August R. L a n g, Staatsminister 
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200~25-1-1-1 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über abweichende Zuständigkeiten 
der st~atlichen Behörden 

für das Bauwesen 

Vom 4. Dezember 1986 

385 

§ 1 
Auf Grund von § 2 Abs. 2 Satz 2 und Abs. 3 der 

Verordnung über die Einrichtung der staatlichen 
Behörden für das Bauwesen der Bundesautobah­
nen (BayRS 200-25-6-1) und § 2 Abs. 1 Satz 2 der 
Verordnung über die Einrichtung und Organisation 
der staatlichen Behörden für das Bauwesen in der 
Unterstufe (BayRS 200-25-1-1), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 25. Juni 1985 (GVBl S. 181), 
erläßt das Bayerische Staatsministerium des In­
ne rn folgende Verordnung: 

In § 2 der Verordnung über abweichende Zustän­
digkeiten der staatlichen Behörden für das Bauwe­
sen (BayRS 200-25-1-1-1), geändert durch Verord­
nung vom 30. Dezember 1983 (GVBI 1984 S . 20), er­
halten die Abschnitte "Regierungsbezirk Ober­
bayern", "Regierungsbezirk Niederbayern" und 
"Regierungsbezirk Schwaben" folgende Fassung: 

"Regierungsbezirk Oberbayern 

Planung und Bau der Bundesstraße 17 (neu) zwi­
schen Klosterlechfeld und Landsberg a. Lech 
(A 96) einschließlich der damit zusammenhängen­
den Verwaltungsaufgaben 

Planung, Bau, Verwaltung und Unterhaltung der Rosenheim 
Bundesstraße 15 (neu) 

Planung, Bau, Verwaltung und Unterhaltung der 
Bundesstraße 2 (neu) zwischen Eschenlohe und 
Garmisch-Partenkirchen einschließlich An­
schlußbereich zur B 23 

Planung und Bau der Bundesstraße 12 (neu) zwi­
schen Marktl (B 20) und der Regierungsbezirks­
grenze Oberbayern/Niederbayern bei Julbach 
einschließlich der damit zusammenhängenden 
Verwaltungsaufgaben 

Landsberg 
a. Lech 

. Mühldorf 
a.lnn 
Rosenheim 
Ebersberg 

Garmisch­
Parten­
kirchen 

Altötting 

Regierungsbezirk Niederbayern 

Planung, Bau, Verwaltung und Unterhaltung der Landshut 
Bundesstraße 15 (neu) 

Staatlicher Wasserbau (Ausbau und Unterhal­
tung) an der Donau flußaufwärts von km 2255,400 

Staatlicher Wasserbau (Ausbau) an der Isar 

Regierungsbezirk Schwaben 

Planung, Bau, Verwaltung und Unterhaltung der 
Bundesstraße 12 (neu) von Waltenhofen bis Weit­
nau (St 2001) 

Kelheim 
Straubing­
Bogen 
Landshut 

Pass au 

Dingolfing­
Landau 
Deggendorf 

Oberallgäu 

Straßenbauamt 
Augsburg 

Autobahndirektion 
Südbayern 

Autobahndirektion 
Südbayern 

Autobahndirektion 
Südbayern 

Autobahndirektion 
Südbayern 

Wasserwirtschafts­
amt Deggendorf 

Wasserwirtschafts­
amt Landshut 

Autobahndirektion 
Südbayern" 

§2 München, den 4. Dezember 1986 

Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1987 in Kraft. 
Bayerisches Staatsministerium des Innern 

August R . La n g , Staatsminister 
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2129-2-1-1-U 

Verordnung 
zur Ubertragung von Zuständigkeiten 

im Bereich der Abfallentsorgung 
(AbfZustV) 

Vom 4. Dezember 1986 

Auf Grund von Art. 15 Abs. 5 des Bayerischen 
Abfallgesetzes (BayRS 2129-2-1- U) und Art. 1 
Abs. 3 des Bayerische n Immissionsschutzgesetzes 
(BayRS 2129-1-1-U), geändert durch Gesetz vom 
16. Juli 1986 (GVBl S. 135), erläßt das Bayerische 
Staatsministerium für Landesentwicklung und 
Umweltfragen folgende Verordnung: 

§1 
Zuständigkeiten nach dem Abfallrecht 

(1) lZuständige Behörde im Sinn von § 4 Abs. 2, 
§ 10 Abs. 3, § 11 Abs. 2 und 3, § 11a Abs. 2, § 11c Abs. 1 
bis 3, § 12 Abs.J, § 15 Abs. 5 und § 30 Abs. 4 Satz 2 des 
Abfallbeseitigungsgesetzes (AbfG) sowie im Sinn 
von Verordnungen nach § 5a Abs. 2, § 5b, § 11 Abs. 2 
und 3, § 11a Abs. 1, § 12 Abs. 3 und § 15 Abs. 2 AbfG ist 
die Kreisverwaltungsbehörde. 2Ferner ist die 
Kreisverwaltungsbehörde zuständige Behörde im 
Sinn von § 7 Abs. 1 und 2, §§ 7 abis 9 und § 10 Abs. 1 
und 2 AbfG sowie im Sinn von Art. 7 und 9 bis 13 des 
Bayerischen Abfallgesetzes für Anlagen zur Be­
handlung, Lagerung oder Ablagerung von Erdaus­
hub, Straßenaufbruch, Bauschutt, pflanzlichen Ab­
fällen, Altreifen oder Autowracks; im Rahmen ihrer 
Zuständigkeiten nach § 7 Abs. 1 AbfG ist die Kreis­
verwaltungsbehörde auch Anhörungsbehörde im 
Sinn von Art. 73 des Bayerischen Verwaltungsver­
fahrensgesetzes. 3Satz 2 gilt nicht für Anlagen, in 
denen neben Autowracks oder den dort genannten 
Abfällen weitere Abfälle behandelt, gelagert oder 
abgelagert werden. 

(2) lDie Kreisverwaltungsbehörde überwacht die 
Kntsorgung von Abfällen (§ 11 Abs. 1 Satz 1 AbfG) in 
den Fällen des § 3 Abs. 4, des § 4 Abs. 2, der §§ 11a bis 
11f und des § 12 AbfG sowie in den Fällen von Ver­
ordnungen nach § 4 Abs. 4, § 11a Abs. 1 und § 12 
Abs.3 AbfG; Die Vorschriften über die Überwa­
chung von Abfallentsorgungsanlagen bleiben unbe­
rührt. 2Sie überwacht ferner die Entsorgung von 
Altölen im Sinn von §§ 5a und 5b AbfG und der hier­
nach erlassenen Verordnungen sowie die Abgabe 
und das Aufbringen von Abwasser und der sonsti­
gen Stoffe im Sinn des § 15 AbfG und der hiernach 
erlassenen Verordnungen. 31m Rahmen ihrer Auf­
gabe nach den Sätzen 1 und 2 stehen der Kreisver­
waltungsbehörde die Befugnisse nach § 11 Abs. 4 
Sätze 1 bis 4 AbfG zu. 

(3) 1 Die Kreisverwaltungsbehörde überwacht die 
Errichtung und den Betrieb der nach Absatz 1 
Satz 2 ihrer Zus'tändigkeit unterliegenden Abfall­
entsorgungsanlagen, ausgenommen Anlagen, die 

nach Art. 15 Abs. 3 Satz 2 des Bayerischen Abfallge­
setzes oder nach Absatz 4 Satz 1 vom Bergamt über­
wacht .werden; sie überwacht diese Anlagen auch 
nach Stillegung (§ 11 Abs. 1 Satz 2 AbfG).}Der 
Kreisverwaltungsbehörde obliegt ferner die Uber­
wachung von Grundstücken, auf denen vor dem 
11. Juni 1972 Abfälle angefallen sind oder behan­
delt, gelagert oder abgelagert worden sind (§ 11 
Abs. l Satz 2 AbfG); dies gilt nicht für Grundstücke, 
die auch nach dem 10. Juni 1972 zum Behandeln, 
Lagern oder Ablagern von Abfällen genutzt worden 
sind. 31m Rahmen ihrer Aufgabe nach den Sätzen 1 
und 2 stehen der Kreisverwaltungsbehörde die Be­
fugnisse nach § 11 Abs. 4 AbfG zu. 

(4) IDa s Bergamt überwacht die Errichtung und 
den Betrieb von Abfallentsorgungsanlagen in un­
terirdischen Hohlräumen, die nicht unter Bergauf­
sicht stehen. 2Absatz 3 Satz 3 gilt für das Bergamt 
entsprechend. 

(5) Im R~p.men ihrer Zuständigkeit nach Absatz 1 
und ihrer Uberwachungsaufgabe nach den Absät­
zen 2 und 3 erläßt die Kreisverwaltungsbehörde die 
Anordnungen nach Art. 15 Abs. 4 Satz 1 des Bayeri­
schen Abfallgesetzes. 

§2 

Zuständigkeiten nach dem 
Immissionsschutzrecht 

Die Kreisverwaltungsbehörde ist für Abfallent­
sorgungsanlagen, für die sie nach § 1 Abs. 1 Satz 2 
im Vollzug des Abfallrechts zuständig ist, auch zu­
ständige Behörde im Sinn der §§ 4 bis 21 des 
B undes-Immissionssch u tzgesetzes. 

§3 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Januar 1987 in 
Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung zur Übertra­
gung von Zuständigkeiten im Bereich der Abfall­
beseitigung - AbfZustV - (BayRS 2129-;-2-1-1-U) 
außer Kraft. 

München, den 4. Dezember 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Alfred D i c k, Staatsministe r 
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1140-1-S 

Änderung der Bekanntmachung 
über die amtliche Veröffentlichung 

von Rechts- und Verwaltungsvorschriften 
der Staatsregierung und der Staatsministerien 

Vom 9. Dezember 1986 

Auf Grund des Art. 43 Abs. 1 der Verfassung er­
läßt die Bayerische Staatsregierung folgende Ver­
waltungsvorschrift: 

§1 

Die Bekanntmachung über die amtliche Ver­
öffentlichung von Rechts- und Verwaltungsvor­
schriften der Staatsregierung und derStaatsmini­
sterien (BayRS 1140-1-S) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 erhält folgende Fassung: 

,,(2) Verwaltungsvorschriften der Staats­
regierung oder des Ministerpräsidenten, die 
nicht nach Absatz 1 veröffentlicht werden, so­
wie Verwaltungsvorschriften der Staatskanz­
lei und des Staatsministers für Bundesangele­
genheiten werden im Allgemeinen Ministeri­
alblatt veröffentlicht." 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort ,,Amts­
blätter" die Worte "oder in gemeinsamen 
Amtsblättern" eingefügt. 

bb) Satz 2 wird aufgehoben. ' 

c) Es wird folgender Absatz 3a eingefügt: 

,,(3a) Verwaltungsvorschriften nach den Ab­
sätzen 2 und 3 können auch im Bayerischen 
Staats anzeiger veröffentlicht werden, wenn 
dies wegen der Eilbedürftigkeit oder des 
Adressatenkreises angezeigt ist." 

2. § 6 erhält folgende Fassung: 

,,§ 6 

Amtsblätter 

Amtsblatt ist für den Bereich 

der Staatsministerien 

- des Innern 

- für Wirtschaft und Verkehr 

- für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

- für Arbeit und Sozialordnung sowie 

- für LandesentwicI:lung und Umweltfragen 

das Allgemeine Ministerialblatt 

des Staatsministeriums der Justiz I 

das Bayerische Justizministerialblatt 

der Staatsministerien 

- für Wissenschaft und Kunst sowie 

- für Unterricht und Kultus 

das Amtsblatt der Bayerischen Staatsministe­
rien für Unterricht und Kultus und Wissen­
schaft und Kunst, Teil I 

des Staatsministeriums der Finanzen 

das Amtsblatt des Bayerischen Staatsministe­
riums der Finanzen." 

3. § 7 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

,,(1) Die Redaktion des Bayerischen Gesetz­
und Verordnungsblattes und des Bayerischen 
Staatsanzeigers obliegt der Staatskanzlei, die Re­
daktion des Allgemeinen Ministerialblattes dem 
Staatsministerium des Innern." 

§2 

1§ 1 Nr.1 Buchst. b Doppelbuchst. aa sowie § 1 Nr.2 
hinsichtlich des Amtsblattes der Bayerischen 
Staatsministerien für Unterricht und Kultus und 
Wissenschaft und Kunst, Teil I, treten am 13. De­
zember 1986 in Kraft. 21m übrigen tritt diese Ver­
waltungsvorschrift am 1. Januar 1988 in Kraft. 

München, den 9. Dezember 1986 

Der Bayerische Ministerpräsident 

FranzJosef St 'rauß 

Diese VerwaltungsvorsS'hrift wurde be reits im Bayerische n Staats­
a nzeiger NI'. 50 vom 12. Dezembe r 1986 beka nntgem acht. 
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230-1-21-U 

Bekanntmachung 
über die Verbindlicherklärung des Regionalplans 

der Region Allgäu (16) 

Vom 4. Dezember 1986 

Auf Grund des Art. 18 Abs. 2 Satz 1 des Bayeri­
schen Landesplanungsgesetzes BayLplG - (BayRS 
230-1-U) hat das Bayerische Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Umweltfragen im Einver­
nehmen mit den übrigen Staatsministerien den Re­
gionalplan der Region Allgäu (16) für verbindlich 
erklärt. Der räumliche Geltungsbereich des Regio­
nalplans umfaßt die gesamte Region Allgäu (Ver­
ordnung über das Landesentwicklungsprogramm 
Bayern - LEP - vom 3. Mai 1984, GVBl S. 121, ber. 
S. 337, Anlage zu § 1, Teil All 7, Anhang 5). 

Der Regionalplan ist bei den kreisfreien Städten 
Kaufbeuren und Kempten (Allgäu) sowie bei den 
Landratsämtern Lindau (Bodensee), Oberallgäu 
und Ostallgäu zur Einsichtnahme für jedermann ab 
19. Dezember 1986 ausgelegt. Die Auslegungszeiten 
richten sich nach den jeweils festgelegten Zeiten 
für den Parteiverkehr. 

Der Regionalplan tritt am 19. Dezember 1986 in 
Kraft. Gleichzeitig treten außer Kraft: 

1. der Teilabschnitt "Bestimmung der zentralen Or­
te der untersten Stufe (Kleinzentren)" des Regio­
nalplans der Region Allgäu (Bekanntmachung 
über die Verbindlicherklärung vom 4. Dezember 
1980, GVBI S. 736, BayRS 230-1-21-U), 

2. der Teilabschnitt "Gebiete, die zu Bannwald er­
klärt werden sollen" des Regionalplans der Re­
gion Allgäu (Bekanntmachung über d ie Verbind­
·licherklärung vom 23. Juni 1982, GVBI S. 418, 
BayRS 230-1-27-U). 

München, den 4. Dezember 1986 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

Alfred D i c k, Staatsminister 
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Bekanntmachung 
der Entscheidung 

des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs 
vom 21. November 1986 

Vf. 5-VII-85, Vf. 8-VII-85, Vf.14-VII-85, 
Vf.15- IV -85 und Vf. 16-VIII -85 

Gemäß Art. 53 Abs. 4 des Gesetzes über den Ver­
fassungsgerichtshof (BayRS 1103-1-S) wird nach­
stehend die Entscheidung des Bayerischen Verfas­
sungsgerichtshofs vom 21. November 1986 bekannt­
gemacht. Die Entscheidung betrifft die Frage, ob 
das Gesetz über die Erprobung und Entwicklung 
neuer Rundfunkangebote und anderer Medien­
dienste in Bayern (Medienerprobungs- und 
-entwicklungsgesetz - MEG) vom 22. November 
1984 (GVBI S. 445; ber, S. 546) insgesamt oder in ein­
zelnen Vorschriften gegen die Bayerische Verfas­
sung verstößt. 

Entscheidungsformel: 

I. Art. 13 Abs. 2 des Gesetzes über die Erprobung 
und Entwicklung neuer Rundfunkangebote und 
anderer Mediendienste in Bayern (Mediener­
probungs- und -entwicklungsgesetz - MEG) 
vom 22. November 1984 (GVBl S. 445; ber. S. 546) 
verstößt gegen Art. 111a Abs. 2 Sätze 1 und 2 der 
Bayerischen Verfassung und ist deshalb nichtig. 

II. Art. 25 Abs. 1 Satz 2 des Medienerprobungs- und 
-entwicklungsgesetzes verstößt gegen Art. 111a 
Abs. 1 Satz 1 der Bayerischen Verfassung und 
ist deshalb nichtig. 

IH. Art. 3, Art. 15 Abs. 1 Satz 1, Art. 22 Abs. 3 Nr. I in 
Verbindung mit Absatz 4 Satz 2 Nr. 4 und Art. 26 
Abs. 1 Satz 1 des Medienerprobungs- und 
-entwicklungsgesetzes sind nur in der sich aus 
den Entscheidungsgründen ergebenden Ausle­
gung mit der Bayerisohen Verfassung verein­
bar. 

Leitsätze: 

1. Das in Art. lIla Abs. 2 Satz 1 BV verankerte Ge­
bot, Rundfunk in öffentlich-rechtlicher Träger­
schaft zu betreiben, schließt in Bayern ein duales 
System aus öffentlich-rechtlichem Rundfunk und 
Privatfunk aus. 

Ein bestimmtes öffentlich-rechtliches Organisa­
tionsmodell für den Rundfunkbetrieb wird von 
der Verfassung nicht vorgeschrieben. , 

2. Das im Medienerprobungs- und -entwicklungs­
gesetz vom 22. November 1984 geregelte Modell 
eines Rnndfunkbetriebs durch die Landeszentra­
le für neue Medien im Zusammenwirken mit Ka­
belgesellschaften und Anbietern genügt bei Be­
rücksichtigung seines Erprobungscharakters und 
bei verfassungskonformer Auslegung und An­
wendung im wesentlichen dem Gebot, Rundfunk 
in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft zu betrei­
ben. 

3. Rundfunkbetrieb in 'öffentlich-rechtlicher Trä­
gerschaft bedeutet mehr als bloße Beaufsichti­
gung oder Kontrolle von privat betriebenem 

Rundfunk in öffentlicher Verantwortung. Der 
öffentlich-rechtliche Träger muß rechtlich und 
tatsächlich ausreichende Möglichkeiten der 
Einflußnahme auf das Programm haben und 
dieses selbst verantworten. Er muß das Pro­
gramm aber nicht selbst herstellen, sondern 
kann sich dazu auch Dritter bedienen. 

4. Die Verfassungslage in Bayern schließt es aus, 
Privatpersonen als Träger eines Grundrechts 
der Rundfunkfreiheit im Sinn einer Rund­
funkunternehmerfreiheit anzusehen. Auch aus 
Art. 110 Abs. 1 BVkann jedenfalls gegenwärtig 
nicht hergeleitet werden, daß das Grundrecht je­
des l\1.enschen auf Verbreitung von Meinungen 
das Ubertragungsmittel des Rundfunks ein­
schließt. Aus den gleichen Gründen kann sich' 
das in Art. 101 BV verbürgte Grundrecht der Be­
rufsfreiheit nicht au(das Berufsbild eines priva­
ten Rundfunkunternehmers beziehen und einen 
Schutz gegen Eingriffe des öffentlich-rechtli­
chen Rundfunktr'ägers in die Programmgestal­
tUQg privater Anbieter gewährleisten. 

5. Gemessen am Begriffspaar von "Binnenplura­
lismus" und ,,Außenpluralismus", das die Model­
le möglicher Sicherung von Meinungsvielfalt 
und Ausgewogenheit im Rundfunk kennzeich­
net, darf öffentlich-rechtlicher Rundfunk nur 
binnenplural ausgestaltet sein. Er muß nach sei­
ner Struktur allen in Betracht kommenden be­
deutsamen politischen, weltanschaulichen und 
gesellschaftlichen Gruppen offen sein. Der baye­
rische Gesetzgeber darf einem öffentlich-recht­
lichen Rundfunkträger nicht die Befugnis eröff­
nen, "einseitige" Programme zu produzieren 
oder zu verantworten, um von ihm bei anderen 
Rundfunkveranstaltern etwa angenommene 
Defizite an Ausgewogenheit und Meinungsviel­
falt auszugleichen. 

6. Art. 111a Abs. 1 Satz I BV versagt der gesetzge­
benden und der vollziehenden Gewalt jegliche 
Einflußnahme auf den Rundfunk, die mit der 
Aufgabe der Sicherung der Rundfunkfreiheit 
unvereinbar oder durch Schranken dieses 
Grundrechts nicht gerechtfertigt ist. Art. 111a 
Abs. I Satz 1 BV schi,itzt insoweit sowohl vor un­
mittelbaren Einflüssen auf Auswahl, Inhalt und 
Gestaltung der Programme als auch vor einer 
Einflußnahme, welche die Programmfreiheit 
mittelbar beeinträchtigen könnte. 

7. "Gemeinderundfunk" verstößt gegen das in der 
Rundfunkfreiheit verankerte Gebot der Staats­
freiheit. Ein von einer kommunalen Gebietskör­
perschaft angebotenes Programm geht selbst 
dann, wenn es von der Landeszentrale für neue 
Medien als öffentlich-rechtlichem Rundfunkträ­
ger verantwortet wird, über die der Exekutive im 
Rundfunkbereich gesetzten Grenzen hinaus. 
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8. Bei Einbeziehung privater Anbieter in einen öf­
fentlich-rechtlichen Rundfunkbetrieb gebietet 
Art. ll1a Abs. 1 Satz 1 BV gesetzliche Regelun­
gen, die das Entstehen vorherrschender Mei­
nungsmacht in einem' bestimmten Verbrei­
tungsgebiet verhindern. Vor allem in regional 
und lokal abgegrenzten Bereichen dürfen sich 
Meinungsmacht im Rundfunk und Meinungs­
macht der Presse nicht derart verbinden, daß 
eine vorherrschende, multimediale Meinungs­
macht entsteht. 

9. Mit der Entscheidung für einen Rundfunkbe­
trieb in öffentlich-rechtlicher Trägerschaft will 
Art. ll1a Abs. 2 Satz 1 BV auch verhindern, daß 
Rundfunk nur oder vorwiegend von erwerbs­
wirtschaftlichen Gesichtspunkten bestimmt 
wird. Ein öffentlich-rechtlicher) Träger, der 
Rundfunk ohne Gewinnstreben in gemeinnützi­
ger Weise zu veranstalten hat, ist zu einem aus­
gewogenen Rundfunkprogramm - gegebenen-

Die VOll) Entscheidungssatz erfaßten Vorschriften des Gesetzes 
über die Erprobung und Entwicklung neuer Rundfunkangebote 
und anderer Mediendienste in Bayern (Medienerprobungs- und 
-entwicklungsgesetz - MEG) vom 22. November 1984 (GVBl S. 445; 
ber. S. 546) haben folgenden Wortlaut: 

Art. 3 

Ausgewogenheit des Gesamtangebots, 
Meinungsvielfalt 

Die in Bayern verbreite ten inländischen Rundfunkprogramme 
in ihrer Gesamtheit tragen zur Unterrichtung, Bildung upd Unter­
haltung bei und müssen die bedeutsamen politischen, weltan­
schaulichen und gesellschaftlichen Gruppen angemessen zu Wort 
kommen lassen. Die Gesamtheit dieser Rundfunkprogramme darf 
nicht einseitig eine Partei, eine Interessengruppe oder eine Welt­
anschauung begünstigen . 

Art. 13 

Verwaltungsrat 

(2) Der Verwaltungsr<\tsetzt si(;h zusammen aus 

1. drei vom Medienratzu wählenden Mitgliedern, 

2. drei von den Kabelgesellschaften zu entsepdenden Mitgliedern, 

3. drei von den Anbietern von Fernsehprogrammen zu entsenden­
den Mitgliedern, 

4. einem von den Anbietern von Hörfunkprogrammen zu entsen­
ejenden Mitglied, 

5. einem von den Anbietern anderer Dienste nach Art. 31 und 32 zu 
entsendenden Mitglied. 

Art. 15 

Anordnungen 

(1) Die Landeszentrale kann gegenüber Kabelgesellschaften, 
Anbietern und Betreibern zur Einhaltung der Vorschriften dieses 
Gesetzes und der nach diesem Gesetz erlassenen Satzungsbestim­
mungen und Richtlinien die erforderlichen Anordnungen treffen. 

Art. 22 

Örtliche Kabelgesellschaften 

(3) Unbeschadet einer Beteiligung weÜerer müssen bei der ' 
Gründung der örtlichen Kabelgesellschaften die Möglichkeit einer 
angemessenen Beteiligung erhalten 

falls auch mit geringeren Einschaltzahlen -
verpflichtet. 

10. Gesetzliche Vorschriften dürfen auch dann, 
wenn sie nur versuchsweise und vorübergehend 
gelten, nicht im Widerspruch zur Verfassung 
stehen. In einem Erprobungsgesetz ist der Rah­
men, innerhalb dessen Regelungen noch als ver­
fassungsmäßig angesehen werden können, 
mangels zuverlässiger Beurteilungsgrundlagen 
aber größer als sonst. 

München, den 25. November 1986 

Bayerischer Verfassungsgerichtshof 
Der Generalsekretär: 

Dr.Tilch, 
Vorsitzender Richter 

am Oberlandesgericht München 

1. die von dem örtlichen Wirkungsbereich berührten kommunalen 
Gebietskörperschaften, 

(4) Die örtliche Kabelgesellschaft kann nur tätig werden, wenn 
die Landeszentrale diese Tätigkeit genehmigt und den örtlichen 
Wirkungsbereich abgrenzt. Sie erteilt die Genehmigung, wenn die 
Gründung einer örtlichen Kabelgesellschaft zur Erfüllung der Auf­
gaben nach Absatz 2 erforderlich ist, die innere Ordnung die nach­
trägliche Aufnahme weiterer Beteiligter ermöglicht und die Kabel­
gesellschaft nach ihrer Zusammensetzung Gewähr dafür bietet, 
daß 

4. kein Beteiligter einen bestimmenden Einfluß ausüben kann. 

Art. 25 

Beteiligung der Anbieter 

(1) Jeder kann den Kabelgesellschaften Rundfunkprogramme 
und -sendungen anbieten. Die kommunalen Gebietskörperschaf­
ten können Rundfunksendungen anbieten, soweit dies der Erfül­
lung ihrer Aufgaben dient, nicht jedoch parteiergreifende Bericht­
erstattung über kommunalpolitisches Geschehen. 

Art. 26 

Genehmigung der Vereinbarung 

(1) Die Landeszentrale genehmigt die Vereinbarung nach Art. 25 
Abs. 2, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 

1. Der Anbieter muß seinen Sitz oder Wohnsitz im Geltungsbereich 
des Grundgesetzes haben; der Anbieter oder die zu seiner Ver­
tretung berechtigten Personen müssen gerichtlich unbe­
schränkt zur Verantwortung gezogen werden können. 

2. Der Anbieter muß erwarten lassen, daß er bei der Gestaltung sei­
ner Angebote die gesetzlichen Vorschriften, vor allem die Pro­
grammgrundsätze des Art. 4, beachtet. 

3. Der Anbieter muß erwarten lassen, daß er den mit der Kab.elge­
seilschaft abgeschlossenen Vertrag erfüllt. 

4. Es muß zu erwarten sein, daß die Gesamtheit der im Wirkungs­
bereich der Kabelgesellschaft verbreiteten inländischen Rund­
funkprogramme bei Einbeziehung der erwarteten Beiträge des 
Anbieters den Erfordernissen der Ausgewogenheit und Mei­
nungsvielfalt nach Art. 3 genügen wird. 

5. Der Grundsatz der Gleichbehandlung aller Anbieter muß bei der 
Aufteilung der Sendezei.t gewahrt seih . 
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